 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7100119/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Ri in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, vertreten durch Thomaser & Roth Steuerberatungs GmbH & Co KG,
Beckmanngasse 6, 1140 Wien, Uber die Beschwerde vom 26. August 2015 gegen den
(vorlaufigen) Bescheid des Finanzamtes Wien 12/13/14 Purkersdorf vom 19. August 2015
betreffend Einkommensteuer 2013 Steuernummer ***Bf-StrNr***

zu Recht erkannt:

I.I. Der Beschwerde wird gemaR § 279 BAO Folge gegeben. Der angefochtene Bescheid wird
abgeandert.

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem Ende der
Entscheidungsgriinde zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses.

I.Il. Die Einkommenssteuer fiir das Jahr 2013 wird endgiiltig festgesetzt.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Datum vom 19.08.2015 erliel? das Finanzamt gegeniiber dem Beschwerdefiihrer (Bf.) den
vorladufigen Einkommensteuerbescheid 2013. Im Einkommenssteuerbescheid 2013 wurden die
beantragten und erklarten Betriebsausgaben in Hohe von 40.914,69 € nicht anerkannt.
Begriindend wurde ausgefiihrt, dass trotz Aufforderung (Erganzungsersuchens vom 21.07.2015
mit Frist bis 28.08.2008) die entsprechenden Nachweise nicht vorgelegt worden seien.
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Dagegen wurde von der steuerlichen Vertretung des Bf. mit Schreiben vom 26.08.2015
fristgerecht Beschwerde erhoben. Betreffend die Betriebsausgabe in Hohe von 36.246,06 €
wurde ausgefiihrt, dass es sich um nachlaufende Betriebsausgaben, konkret
Blrgschaftskosten, handle. Der Bf. habe sich lange Zeit um einen Kaufer bzw. Pachter seines
Kaffeehausbetriebes umgesehen und sei froh gewesen, dass er mit Frau BN eine Pachterin
gefunden habe. Es wurde vorgebracht, dass es in weiterer Folge notwendig gewesen sei, dass
der Bf. fir einen Kredit, den die Pachterin flir Neuinvestitionen aufnehmen musste, zu birgen,
da der Pachtvertrag ansonsten nicht zustande gekommen ware. Der Bf. verpfandete zu diesem
Zweck seine Liegenschaft Adresse (EZ 000), im Ausmal’ einer Hochstbetragshypothek in Hohe
von 35.000,00 €. In weiterer Folge sei es zu einer Umwandlung des urspriinglichen
Rahmenkredites zu einem Abstattungskredit gekommen. Von der Pachterin seien die
monatlich vorgeschriebenen Raten jedoch nicht beglichen worden. Es sei liber die Pachterin
ein Schuldenregulierungsverfahren eroffnet worden, wobei auch der Abstattungskredit in
Hohe von 33.347,28 € enthalten gewesen sei. Im Jahr 2013 sei schlieflich der Bf. von der Bank
in Anspruch genommen worden. Um eine Zwangsversteigerung zu vermeiden, seien vom Bf.
im Jahr 2013 insgesamt 35.000,00 € geleistet worden.

Das Finanzamt wies die Beschwerde hinsichtlich der Betriebsausgaben im Zusammenhang mit
der Birgschaftsiibernahme mit Beschwerdevorentscheidung vom 11.01.2016 ab und
begriindete dies damit, dass die Aufwendungen fir die Blrgschaft in Hohe von 36.719,99 €
nicht abzugsfahige Aufwendungen gemaR & 20 EStG darstellen und somit keine
Beriicksichtigung finden wiirden. Anerkannt wurden in der Beschwerdevorentscheidung
Betriebsausgaben in Héhe von 4.194,70 € als (negative) Einklinfte aus Gewerbebetrieb.

Dagegen wurde seitens der steuerlichen Vertretung des Bf., mit Schreiben vom 29.01.2016, ein
Vorlageantrag eingebracht. Begriindend wurde auf die Ausfiihrungen in der Beschwerde
verwiesen und erganzt, dass der Bf. aufgrund andauernd erlittener Verluste gezwungen
gewesen war, seinen Kaffeehausbetrieb aufzugeben und lange Zeit vergeblich versuchte, einen
Kaufer bzw. Pachter zu finden. Zudem waren nach einer Stilllegung im Zuge einer
Wiederer6ffnung Investitionen von rund 150.000,00 € nétig gewesen, um abermals eine
Betriebsstattengenehmigung zu erlangen. Mit scheinbar guten Voraussetzungen habe sich der
Bf. flir Frau BN als Pachterin entschieden. Der vorgelegte Pachtvertrag vom 02.09.2008 wurde
per 01.08.2008 geschlossen und per 30.04.2009 einvernehmlich aufgelost.

Im Zuge eines Ergdnzungsersuchens vom 26.04.2016 betreffend der Einkommensteuer 2009
bis 2014 wurde beziglich der Inanspruchnahme aus der Birgschaft seitens der
Abgabenbehorde folgendes beschrieben: Im Vorlagebericht vom 29.01.2016 werde ausgefiihrt,
dass der Bf. aufgrund andauernder erlittener Verluste gezwungen gewesen war, seinen
Kaffeehausbetrieb aufzugeben, um das weitere Entstehen von Verlusten zu verhindern. Er
habe sich lange um einen Pachter fir sein Lokal umgesehen. Fiir den Betrieb des Lokales habe
Frau BN jedoch Geld bendtigt, wofiir sie einen Kredit bei der Bank aufgenommen habe; der Bf.
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habe als Sicherheit fiir diesen Kredit seine oben angefiihrte Liegenschaft zur Verfiigung
gestellt.

Die Betriebsaufgabe durch den Bf. sei laut Erklarung im Jahr 2011 erfolgt, der Kreditvertrag mit
Frau BN sei jedoch laut vorgelegter Unterlagen bereits am 29.10.2008 geschlossen und am
selben Tag die Pfandurkunde vom Bf. unterfertigt worden. Es erscheine daher nicht
nachvollziehbar, weshalb die Zahlungen aufgrund der Inanspruchnahme aus der Biirgschaft
eine nachtragliche Betriebsausgabe zu den betrieblichen Einklinften aus dem Betrieb des
Lokales durch den Bf. in den Jahren 2009 bis 2011 darstellen solle.

Am 18.05.2016 wurde das Erganzungsersuchen betreffend die Birgschaftsverpflichtung wie
folgt beantwortet:

»lch darf der Einfachheit halber wieder auf meinen Vorlageantrag vom 29.01.2016 verweisen,
wo unter ,A. Sachverhalt” dieser dargestellt wurde und im Teil B. die rechtliche Wiirdigung
abgegeben ist.

Warum die Betriebsaufgabe per 31.12.2011 und die Inanspruchnahme aus der Biirgschaft erst
im Frihjahr 2013 durch die Bank erfolgte, ist einfach zu erklaren, da eben diese Bank zuerst
versuchen muss die Forderung direkt bei Frau BN einzutreiben und erst bei Misserfolg sich
beim Blirgen regressiert. Das dauert seine Zeit.”

Mit Vorlagebericht vom 10.01.2018 legte die belangte Behorde dem Bundesfinanzgericht die
Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2013 zur Entscheidung vor.
Ergdnzend wurde in diesem vorgebracht, dass der Bf. mit Schreiben vom 05.05.2009 dem
Finanzamt bekanntgegeben habe, dass er seit 01.05.2009 (zusatzlich zu den Einklinften aus
Vermietung) das Kaffeehaus fiihre. Es seien Einkiinfte aus Gewerbebetrieb erklart worden. Das
Finanzamt gehe davon aus, dass mit 01.05.2009 der Betrieb des Bf. neu gegriindet worden sei.
Der Kredit sei der Pachterin per 29.10.2008 eingeraumt worden, zu jenem Zeitpunkt sei der
Betrieb vom Bf. jedoch nicht gefiihrt worden. Somit lage kein unmittelbarer Zusammenhang
mit dem vom Bf. gefiihrten Betrieb vor, weshalb keine Betriebsausgabe vorliege. Da aullerdem
der Pachtvertrag bereits mit 30.04.2009 beendet worden sei, scheint es nicht nachvollziehbar,
dass der Bf. die Besicherung aufrechterhalten wolle. Es ware wirtschaftlich geboten gewesen,
im Zuge der Beendigung des Pachtverhaltnisses die Belastung des eigenen Grundstilickes zu
beenden. Die Aufrechterhaltung der Besicherung lasse sich nur durch Motive erklaren, die
aullerhalb der Einkiinfteerzielung lagen.

Mit Eingabe vom 30.01.2018 wurde seitens der steuerlichen Vertretung bezugnehmend auf
dem Vorlagebericht des Finanzamtes mitgeteilt, dass die Unterzeichnung der Pfandbestellung
nichts mit der Wiederaufnahme der gewerblichen Tatigkeit vom 01.05.2009 zu tun habe und es
gerade im Wesen einer Sicherstellung liege, diese nicht einseitig zurlicknehmen zu kénnen.
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Am 05.05.2009 wurde seitens der steuerlichen Vertretung dem Finanzamt mitgeteilt, dass der
Bf. seit 01.05.2009 das , ***1***“ (Adresse) fuhre.

Am 29.12.2011 wurde seitens der steuerlichen Vertretung dem Finanzamt mitgeteilt, dass der
Bf. das ,***1***“ (Adresse) mit 31.12.2011 aufgeben werde. Es wurde mitgeteilt, dass
weiterhin Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung bezogen werden.

Mit Eingabe vom 21.05.2024 habe die steuerliche Vertretung den strittigen Betrag in Hohe von
36.717,99 € aufgeschlisselt und belegmaRig (fehlende Zahlung in Hohe von 4.812,14 € mittels
Zahlungsbeleg vom 16.07.2013) nachgewiesen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Das Bundesfinanzgericht stellt auf Basis des oben geschilderten Verwaltungsgeschehens, der
aktenkundigen Unterlagen folgenden entscheidungswesentlichen Sachverhalt fest:

Der Bf. betrieb in XY das ***1*** das er aufgrund seines Alters im Jahr 2008 aufgegeben hat.

Am 01.09.2008 hat der Bf. mit Frau BN einen Pachtvertrag (datiert mit 02.09.2008) auf die
Dauer von 5 Jahren abgeschlossen, welcher mit 30.04.2009 vorzeitig beendet wurde.

Laut Pfandurkunde der Bank vom 29.10.2008 wurde zwischen dem Bf. als
Liegenschaftseigentiimer und dem Kreditgeber Bank zur Sicherstellung aller Forderungen an
Haupt- und Nebenverbindlichkeiten der Kreditnehmerin BN bis zum Hochstbetrag von
35.000,00 € die unwiderrufliche Einwilligung erteilt, das Pfandrecht fiir die Kreditforderung an
der Liegenschaft EZ 000, Adresse, einzuverleiben.

Der Abstattungskreditvertrag zwischen der Kreditnehmerin BN und dem Kreditgeber Bank vom
06.11.2009 weist einen ausnttzbaren Kredit in Hohe von 31.500,00 € aus. Als
Verwendungszweck ausgewiesen ist die Abdeckung eines Betriebsmittelkredites. Als Sicherheit
fiir den Kredit von Frau BN stellte der Bf. seine Liegenschaft zur Verfiigung. Der Bf. verpfandete
seine Liegenschaft, EZ 000 im Ausmal einer Hochstbetragshypothek von 35.000,00 €.

Nachdem Frau BN die vereinbarten monatlichen Raten nicht bezahlte, wurde der Bf. aufgrund
der einverleibten Hypothek von der Bank in Anspruch genommen.

Aus dem im Akt befindlichen Schreiben an die Staatsanwaltschaft St. Pélten als
Privatbeteiligter in der Strafsache gegen BN (Eingabe vom 12.06.2013) ist erkennbar, dass der
Bf. aufgrund seines Alters seinen Betrieb aufgeben wollte, einen Pachter suchte und von Frau
BN Uber ihren Willen das Objekt betrieblich zu nutzen getauscht wurde und sie niemals die
Absicht hatte, dieses Objekt betrieblich zu nutzen. Nachdem der Bf. keinen anderen
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Interessenten fir dieses Objekt gefunden hat, konnte Frau BN den Bf. leicht liberreden, eine
Hochstbetragshypothek als Sicherheit , flir anstehende Renovierungen in diesem Objekt”
einverleiben zu lassen. Nachdem Frau BN die vereinbarten Zahlungen mit der Bank nicht
leistete, wurde einerseits zundchst der Pachtvertrag gekiindigt und andererseits wurde der Bf.
letztendlich als Birge zur Zahlung herangezogen.

Die vorgelegten Zahlungsanweisungen/Auftragsbestatigungen weisen folgende Zahlungen in
Hohe von insgesamt 31.181,46 € aus:

23.01.2013 10.000,00 €
13.02.2013 5.000,00 €
12.03.2013 5.000,00 €
12.04.2013 5.000,00 €
16.05.2013 6.181,46 €
16.07.2013 4.812,14 €
Summe 36.719,99 £

Am 29.12.2011 wurde seitens der steuerlichen Vertretung dem Finanzamt mitgeteilt, dass der
Bf. das ,***1***“ (Adresse) mit 31.12.2011 aufgeben wird, da der Bf. einen neuen Pachter

gefunden hat.

Strittig ist im gegenstandlichen Verfahren, ob die im Gesamtumfang von 36.719,99 €
geleisteten Zahlungen resultierend aus der Inanspruchnahme der Biirgschaftsverpflichtung in
Zusammenhang mit dem verpachteten Objekt , ***1***“ Adresse, nachtragliche
Betriebsausgaben aus der ehemaligen gewerblichen Tatigkeit bzw. Werbungskosten in
Zusammenhang mit den Einklinften aus Vermietung und Verpachtung oder nicht abzugsfahige
Aufwendungen und Ausgaben gemal § 20 EStG 1988 darstellen.

2. Beweiswiirdigung

Dieser Sachverhalt ergibt sich aus der dem Bundesfinanzgericht vorliegenden Aktenlage und
den vorliegenden Belegen, der erganzenden Einsichtnahme in die elektronische Datenbank der
Finanzverwaltung und der vom Bundesfinanzgericht vorgenommenen Einsichtnahme in das
Firmenbuch. Dieser Sachverhalt ist nicht strittig.
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3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung/Abanderung/Stattgabe)

§ 2 Abs. 3 EStG 1988 normiert: Der Einkommensteuer unterliegen nur:

1. Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 21),

2. Einklinfte aus selbststandiger Arbeit (§ 22),

3. Einklinfte aus Gewerbebetrieb (§ 23),

4. Einklinfte aus nichtselbststandiger Arbeit (§ 25),

5. Einklinfte aus Kapitalvermogen (§ 27),

6. Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 28),
7. Sonstige Einkilinfte im Sinne des § 29.

GemalR § 4 Abs. 4 EStG 1988 sind die Aufwendungen oder Ausgaben, die durch den Betrieb
veranlasst sind, Betriebsausgaben.

Nach dieser Legaldefinition sind die Aufwendungen oder Ausgaben, die durch den Betrieb
veranlasst sind, Betriebsausgaben. Der Werbungskosten-Begriff weicht hiervon zwar ab
(,Aufwendungen oder Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen” —
Anmerkung fiir den Fall, dass diese Ausgaben in Zusammenhang mit den Einnahmen aus
Vermietung und Verpachtung stehen), nach nunmehr Gbereinstimmender Verwaltungspraxis
und Rechtsprechung haben aber beide Begriffe dennoch denselben Inhalt.

Zunachst ist festzuhalten, dass die zur Sicherstellung des Pfandrechtes einverleibte
Liegenschaft, Adresse, ausgewiesen in der Pfandurkunde vom 29.10.2008, zu jenem Zeitpunkt
als Sicherstellung bestellt bzw. einverleibt wurde, als vom Bf. Einklinfte aus Vermietung und
Verpachtung gemald § 28 EStG 1988 erwirtschaftet wurden, aber eben aus der Aufgabe seines
Betriebes resultieren, da er beabsichtigte, dass dieser fortgefiihrt werde. Sowohl
Betriebsausgaben als auch Werbungskosten sind der jeweiligen Einkunftsquelle zuzuordnen
(vgl. Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, Kommentar, § 16 Tz 11).

Demnach ist zu beurteilen, ob die Aufwendungen aus der Ubernahme der gegenstindlichen
Blirgschaft als nachtragliche Betriebsausgaben aus der gewerblichen Tatigkeit des Bf. (Betrieb
eines Kaffeehauses), die in diesem Fall als negative Einklinfte gemaR § 32 Abs. 1Z2 1. TS EStG
1988 aus einer ehemaligen betrieblichen Tatigkeit im Sinne des § 2 Abs. 3Z 1 bis 3 zu
berlicksichtigen sind oder eben nicht abzugsfahige Aufwendungen und Ausgaben darstellen.
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Es muss ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen der auf Einnahmenerzielung gerichteten
betrieblichen Tatigkeit und den Aufwendungen gegeben sein. Zur Bericksichtigung dieser wird
von Lehre und Rechtsprechung gefordert, dass ein unmittelbarer wirtschaftlicher
Veranlassungszusammenhang der Aufwendungen mit einem Betrieb bzw der
auBerbetrieblichen Einkunftsquelle vorliegt (VWGH 28.10.2004, 2001/15/0050; VwGH
26.07.2006, 2006/14/0024; VWGH 28.05.2015, 2012/15/0104). Bei der Veranlassung kommt es
auf den "wirtschaftlichen Zusammenhang" zwischen den Aufwendungen und der zu Einkiinften
fuhrenden Tatigkeit an (vgl. Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, Kommentar, § 16 Tz 1).

Aufwendungen sind dann betrieblich veranlasst, wenn die Leistung, fiir die die Ausgaben
erwachsen, im Interesse des konkreten Betriebes bzw Einkunftsquelle erbracht wird.

Nach § 32 Abs. 1 Z 2 EStG 1988 gehoéren zu den Einklinften im Sinne des § 2 Abs. 3 EStG auch
Einklinfte aus einer ehemaligen betrieblichen Tatigkeit im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 EStG,
einer ehemaligen nichtselbstdandigen Tatigkeit im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 4 EStG oder einem
friheren Rechtsverhaltnis im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 5 bis 7 EStG 1988.

Im vorliegenden Fall hat der Bf. eine Blrgschaftsverpflichtung im Jahr 2008 fiir die Pachterin
BN tGibernommen, wobei die Inanspruchnahme des Bf. als Birge im Jahr 2013 erfolgte.

Nach ibereinstimmender Auffassung von Lehre und Rechtsprechung muss zwischen der
Bilrgschaftsiibernahme und der Tatigkeit ein eindeutiger und unmittelbarer wirtschaftlicher
Veranlassungszusammenhang vorliegen. Die Verpflichtung muss gerade deshalb (ibernommen
werden, um kiinftig Einnahmen zu lukrieren. Wesentlich ist die somit die subjektive Absicht
des Bf. im Zeitpunkt der Blirgschaftsiibernahme, Einnahmen zu sichern bzw. zu erhalten. In der
Judikatur wird eine eindeutige und unmittelbare Verknlpfung zwischen kinftiger
Einnahmenerzielung und der Biirgschaftsiibernahme verlangt (vgl. VwGH 28.04.2011,
2008/15/0149; VwGH 30.10.2014, 2011/15/0137).

Folglich ist zu beurteilen, ob die Blirgschaftsiibernahme durch die betriebliche Tatigkeit bzw
Verpachtungstatigkeit veranlasst wurde oder sich auf ein privat veranlasstes Naheverhaltnis
griindet. Die Frage, ob die Birgschaft iberwiegend aus personlichen (privaten) Griinden abge-
geben wurden, ist vorrangig eine solche nach dem Motiv. Ihre Antwort liegt daher auf dem

Gebiet der Beweiswirdigung.

GemaR § 167 Abs. 1 BAO bediirfen Tatsachen, die bei der Abgabenbehorde offenkundig sind,
und solche, fiir deren Vorhandensein das Gesetz eine Vermutung aufstellt, keines Beweises.

GemaR § 167 Abs 2 BAO hat die Abgabenbehérde im Ubrigen unter sorgfiltiger
Beriicksichtigung der Ergebnisse des Abgabenverfahrens nach freier Uberzeugung zu
beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht.
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Es erscheint glaubwiirdig und nachvollziehbar, dass der Bf. nach langer und vergeblicher Suche
eines geeigneten Kaufers bzw. Pachters, die Blirgschaftsverpflichtung eingegangen ist, um
einerseits die Fortfiihrung des Gewerbebetriebes zu gewahrleisten und andererseits
fortlaufende Einnahmen aus der Verpachtung zu lukrieren.

Auch im Hinblick auf das fortgeschrittene Alter sowie das dargelegte mangelnde Interesse am
Pachtobjekt und der damit einhergehenden Unsicherheit betreffend kiinftiger Kaufer bzw.
Pachter, erscheint der wirtschaftliche Zusammenhang der Verpachtungstatigkeit mit der
Blirgschaftstibernahme fiir die Fortfihrung des Betriebes glaubhaft.

Auch liegt es auf der Hand, dass kreditgewahrende Banken nur dann bereit sind, einen
(Betriebsmittel)Kredit zu gewdhren, wenn entsprechende Sicherheiten zu ihren Gunsten
eingerdumt werden. Unbestritten ist, dass die Ubernahme einer Biirgschaftsverpflichtung mit
Einverleibung einer Hypothek, ein taugliches Sicherungsmittel darstellt. Demgemal ist es
nachvollziehbar, dass ohne eine entsprechende Sicherstellung eine Kreditvergabe — und damit
auch der Pachtvertrag — nicht zustande gekommen ware und somit der Bf. die Pachterin nur
durch die Biirgschaftsiibernahme gewinnen bzw. halten konnte. Die vorgebrachte
Abhangigkeit des Zustandekommens des Pachtvertrages mit der Blirgschaftsverpflichtung
scheint daher nachvollziehbar.

Ebenso sind keine privaten Motive bzw. familidare oder personliches Naheverhaltnisse
ersichtlich, welches Anlass fiir die Verpfandung der Liegenschaft gewesen sein konnten.
Abgesehen davon hat die belangte Behorde dahingehend kein substantiiertes Vorbringen
erstattet.

Aus den angeflihrten Griinden ist im Rahmen der freien Beweiswiirdigung davon ausgehen,
dass der Bf. die Verpfandung seiner Liegenschaft und die

Ubernommene Biirgschaftsverpflichtung zunachst im Interesse seiner ehemaligen
betrieblichen Tatigkeit (Betreiben eines Lokales) und dann primar in der Absicht vorgenommen
hat, seine Einnahmen aus der Verpachtungstatigkeit zu sichern oder zu erhalten.

Daher sind die Kosten aus der Ubernahme der Biirgschaft als nachtragliche Betriebsausgaben
(oder als Werbungskosten seiner Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung) zusatzlich zu
den bereits in der Beschwerdevorentscheidung vom 11.01.2016 anerkannten
Betriebsausgaben in H6he von -4.194,79 € im Sinne des § 16 EStG 1988 zu berlicksichtigen.

Einkiinfte aus Gewerbebetrieb

Einkiinfte aus Gewerbebetrieb laut Beschwerdevorentscheidung -4.194,70 €
Blirgschaftskosten als nachtragliche Betriebsausgaben -36.719,99 €
Einklinfte aus Gewerbebetrieb laut Bundesfinanzgericht -40. 914,69 €
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Berechnung der Einkommensteuer:

Einklinfte aus Gewerbebetrieb -40.914,69 €
Einklinfte aus nichtselbstandiger Tatigkeit 27.700,80 €
Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung 55.901,57 €
Gesamtbetrag der Einkiinfte 42.687,68 €
Sonderausgaben -60,00 €
Verlustabzug -2.768,49 €
Einkommen 39.859,19 €
Einkommensteuer (39.859,19 — 25.000) : 35.000 x 15.125 +5.110) 5.110,43 €

Die im Bescheid vom 19.08.2015 vorlaufig festgesetzte Einkommensteuer fiir das Jahr 2013
wird gemaR § 200 Abs. 2 BAO in Hohe von 5.110,43 € endgiiltig festgesetzt.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das gegenstandliche Erkenntnis ergeht in Einklang mit den klaren und eindeutigen oben
angefiihrten gesetzlichen Bestimmungen. Von der gefestigten Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes - welche oben angefiihrt wurde - wird nicht abgegangen. Eine durch
den Verwaltungsgerichtshof zu [6sende Rechtsfrage liegt nicht vor. Die Zuldssigkeit der

ordentlichen Revision war somit zu versagen.

Wien, am 23. Mai 2024

9von9



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung/Abänderung/Stattgabe)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




